
Antrag des Ausschusses 1  

zur Änderung von § 5 Abs. 1 lit. x) und § 14q Ziffer 7 FAO (Fachanwältin- und Fachanwaltsord-

nung) – Sportrecht 

 

Der Ausschuss 1 bittet die Satzungsversammlung, in ihrer Sitzung am 01.06.2026 wie folgt zu beschlie-

ßen:  

 

I. § 5 Abs. 1 lit. x) FAO wird geändert und neu gefasst:  

Bisherige Fassung (§ 5 Abs. 1 lit. x) FAO):  

x) Sportrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmliche Verfahren (Sportverbandsgerichtsverfah-

ren, sonstige Gerichtsverfahren, außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren, Schlichtungs- oder 

Schiedsverfahren). Die Fälle müssen sich auf mindestens drei verschiedene Bereiche des § 14q Nr. 1, 

3 bis 11 beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens fünf Fälle.  

 

Neufassung (§ 5 Abs. 1 lit. x) FAO):  

x) Sportrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmliche Verfahren (Sportverbandsgerichtsverfah-

ren, sonstige Gerichtsverfahren, außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren, Schlichtungs- oder 

Schiedsverfahren). Die Fälle müssen sich auf mindestens drei verschiedene Bereiche des § 14q Nr. 1, 

3 bis 11 beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens fünf Fälle. Von den 80 Fällen können 

höchstens 20 Fälle als Richterin oder Richter in der Sportgerichtsbarkeit oder Sportschiedsgerichtsbar-

keit oder als Schlichterin oder Schlichter in den sonstigen rechtsförmlichen Verfahren bearbeitet worden 

sein; hiervon dürfen höchstens 5 Fälle als rechtsförmliche Verfahren gezählt werden.  

 

II. § 14q Ziffer 7 FAO wird geändert und neu gefasst: 

Bisherige Fassung (§ 14q Ziffer 7 FAO):  

7. Recht des geistigen Eigentums, insbesondere Persönlichkeitsrecht sowie Urheber- und Markenrecht,  

 

Neufassung (§ 14q Ziffer 7 FAO):  

7. sportrechtliche Bezüge des Rechts des geistigen Eigentums, insbesondere Persönlichkeitsrecht so-

wie Urheber- und Markenrecht,  

 

 



Begründung:  

 

I. Ersetzungsmöglichkeit 

Die aktuell in § 5 Abs. 1 lit. x) FAO geforderten Fallzahlen (80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmli-

che Verfahren) stellen nach den vorhandenen Marktdaten und den Rückmeldungen aus den Rechtsan-

waltskammern eine hohe Markteintrittshürde für neue Fachanwältinnen und Fachanwälte dar, die auch 

durch die mit Wirkung zum 01.12.2025 erfolgte Erweiterung des Nachweiszeitraums des § 5 Abs. 1 FAO 

von drei auf fünf Jahre nicht erheblich abgebaut werden dürfte.  

Der Ausschuss ist in Übereinstimmung mit den angehörten DAV-Vertretern der Meinung, dass dem un-

ter Vermeidung einer Absenkung der Fallzahlen dadurch entgegengewirkt werden kann, dass ein Teil 

der Fälle und rechtsförmlichen Verfahren durch Schiedsrichtertätigkeiten in der Sportgerichtsbarkeit 

oder Sportschiedsgerichtsbarkeit (insbesondere in der Sportverbandsgerichtsbarkeit und beim Deut-

schen Sportschiedsgericht) ersetzt werden kann. 

Die Tätigkeit als Richterin oder Richter in einem Schiedsgericht oder Sportgericht ist mit großer Verant-

wortung verbunden und erfordert eine überragende Rechtskenntnis und Expertise (in erster Linie ge-

wonnen aus anwaltlicher Tätigkeit). Insoweit besteht eine Parallele zu einer klassischen anwaltlichen 

Tätigkeit, zumal die Richterinnen und Richter im vorliegenden Zusammenhang als zugelassene Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte tätig sind. 

Aufwand und Umfang einer richterlichen Tätigkeit können variieren. Während die richterliche Tätigkeit 

in einem Sportgericht z. B. des DFB aufgrund der erforderlichen ad-hoc-Entscheidungen relativ schnell 

erledigt sein kann, handelt es sich bei den echten Schiedsgerichten der nationalen und ggf. internatio-

nalen Verbände (u. a. DFB, DFL, DIS, CAS) um Verfahren entsprechend der ZPO, die im Ergebnis auf 

ein Gerichtsurteil wie in einem amts- oder landgerichtlichen Verfahren hinauslaufen. Hierfür kann der 

Aufwand im Einzelfall deutlich höher sein als im Rahmen eines Sportgerichts. Diese Unterschiede sowie 

evtl. weitere Besonderheiten angesichts der Vielfalt der möglichen sportgerichtlichen und sportschieds-

gerichtlichen Verfahren können von den Vorprüfungsausschüssen der Kammern im Rahmen der Fall-

gewichtung im Einzelfall berücksichtigt werden.  

Der Umfang der Ersetzungsmöglichkeit sollte aber auf insgesamt 20 Fälle beschränkt sein, um das 

Leitbild der originären anwaltlichen Tätigkeit nicht einzuschränken. Naturgemäß ist jede richterliche Tä-

tigkeit in einem Sportgericht oder Sportschiedsgericht eine Tätigkeit in einem rechtsförmlichen Verfah-

ren, weswegen mit dem letzten Halbsatz in der neuen Fassung des § 5 Abs. 1 lit. x) FAO klarzustellen 

ist, dass mit dieser Tätigkeit nur fünf Fälle der rechtsförmlichen Verfahren des Quorums ersetzt werden 

können. Somit verbleiben noch mindestens 15 nichtstreitige Fälle, die durch richterliche Tätigkeit der 

Anwältin bzw. des Anwalts in rechtsförmlichen Verfahren nachgewiesen werden können. 

II. Besondere Kenntnisse 

In Bezug auf die gemäß § 14q FAO geforderten besonderen Kenntnisse ist die Ziffer 7 dahingehend zu 

konkretisieren, dass „sportrechtliche Bezüge“ des Rechts des geistigen Eigentums, insbesondere Per-

sönlichkeitsrecht sowie Urheber- und Markenrecht, nachzuweisen sind. Es handelt sich grundsätzlich 

nur um eine Konkretisierung bzw. Klarstellung, da sich der sportrechtliche Bezug letztlich bereits aus 

dem systematischen Zusammenhang der Vorschrift ergibt. 

 



III. Verhältnismäßigkeit  

Die nach § 59a Abs. 3 und 4 Satz 1 BRAO vorzunehmende Prüfung ergibt, dass die Änderungen von 

§ 5 Abs. 1 lit. x) FAO sowie von § 14q Ziffer 7 FAO verhältnismäßig und durch Ziele des Allgemeininte-

resses gerechtfertigt sind.  

Die Neuregelung in § 5 Abs. 1 lit. x) FAO ist im Hinblick auf § 59a Abs. 4 BRAO i. V. m. Anlage 1 (zu 

§ 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) als solche nicht rechtfertigungsbedürftig. Nach § 2 Abs. 1 FAO hat der 

Antragsteller oder die Antragstellerin für die Verleihung einer Fachanwaltsbezeichnung nach Maßgabe 

der folgenden Bestimmungen besondere theoretische Kenntnisse und besondere praktische Erfahrun-

gen nachzuweisen. Nach Abs. 2 der Vorschrift liegen besondere theoretische Kenntnisse und beson-

dere praktische Erfahrungen vor, wenn diese auf dem Fachgebiet erheblich das Maß dessen überstei-

gen, das üblicherweise durch die berufliche Ausbildung und praktische Erfahrung im Beruf vermittelt 

wird.  

Die Neuregelung in Satz 2, wonach die erforderlichen Fälle in einem gewissen Umfang durch richterliche 

Tätigkeit nachgewiesen werden können, stellt eine gewisse Lockerung der insoweit bestehenden Be-

rufsregulierung und damit eine Erleichterung des Zugangs zur Fachanwaltschaft dar, ohne dass jedoch 

das anwaltliche Leitbild der Fachanwaltschaft beeinträchtigt wird.  

Die Änderungen in § 14q FAO betreffen die besonderen theoretischen Kenntnisse gemäß § 2 Abs. 1 

FAO, die der Antragsteller oder die Antragstellerin für die Verleihung einer Fachanwaltsbezeichnung 

nachzuweisen hat. Sie sind geeignet und erforderlich, um die Vorschrift terminologisch und systema-

tisch zu vereinheitlichen. Letztlich erfolgen die redaktionelle Klarstellung und systematische Vereinheit-

lichung ohne inhaltliche Änderung. Hierdurch werden keine zusätzlichen Anforderungen begründet oder 

bestehende Qualifikationen entwertet.  

Die Änderung des § 14q FAO ist im Hinblick auf § 59a Abs. 4 BRAO i. V. m. Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 

Satz 1 BRAO) als solche aus den vorgenannten Gründen ebenfalls nicht rechtfertigungsbedürftig.  

Das Erfordernis einer Prüfung der Verhältnismäßigkeit besteht allenfalls hinsichtlich der Frage, ob die 

Konkretisierung der theoretischen Kenntnisse auf die sportrechtlichen Bezüge über das zur Erreichung 

des mit der Vorschrift verfolgten Ziels erforderliche Maß hinausgeht. Das ist nicht der Fall, da es sich ja 

gerade um das Sportrecht handelt.  

Mithin sind die Änderungen des § 5 Abs. 1 lit. x) FAO sowie des § 14q Ziffer 7 FAO sowohl im Interesse 

der geordneten Rechtspflege als auch zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher und der 

sonstigen Dienstleistungsempfängerinnen und Dienstleistungsempfänger i.S.v. II. 2. c) und d) der An-

lage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) gerechtfertigt. Zudem sind sie hierdurch i. S. v. II. 3. f) und g) der 

Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) zur Erreichung dieser angestrebten Ziele des Allgemeininte-

resses geeignet und gehen nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 


